
FÜR UNTERNEHMER

Überbrückungshilfe wird verlängert
Um den von den temporären Schließungen erfassten Un­
ternehmen,  Betrieben,  Selbstständigen,  Vereinen  und 
Einrichtungen  durch  die  Krise  zu  helfen,  kann  seit  Mitt­
woch,  dem  25.  November  2020,  die  außerordentliche 
Wirtschaftshilfe  („Novemberhilfe“)  beantragt  werden. 
Diese Hilfe wird nun verlängert. 

Da  in  vielen  Wirtschaftszweigen  die  Geschäftstätigkeit 
weiterhin nur eingeschränkt möglich sein wird, haben sich 
Bundesfinanzminister  und  Bundeswirtschaftsminister  au­
ßerdem darauf verständigt, die bisherige Überbrückungs­
hilfe bis Ende Juni 2021 zu verlängern und noch einmal 
deutlich  auszuweiten.  Es  handelt  sich  um  direkte  Zu­
schüsse, die nicht zurückgezahlt werden müssen.

Die Dezemberhilfe im Überblick:

•  Antragsberechtigt  sind  direkt  von  den  temporären 
Schließungen betroffene Unternehmen, indirekt betrof­

fene und mittelbar indirekt betroffene Unternehmen ent­
sprechend den Regelungen der Novemberhilfe.

• Mit der Dezemberhilfe werden im Grundsatz erneut Zu­
schüsse von bis zu 75 % des Umsatzes aus Dezember 
2019  anteilig  für  die Anzahl  an Tagen  der  Schließung 
im Dezember 2020 gewährt. 

•  Die Antragstellung  wird  aktuell  vorbereitet  und  wieder 
über die  IT­Plattform der Überbrückungshilfe  (www.ue­
berbrueckungshilfe­unternehmen.de) möglich sein. Der 
Antrag wird wie bei der Novemberhilfe über Steuerbe­
rater, Wirtschaftsprüfer oder andere Dritte erfolgen. So­
loselbstständige,  die  nicht  mehr  als  5.000  EUR 
Förderung  beantragen,  können  die Anträge  mit  ihrem 
ELSTER­Zertifikat direkt stellen.

Die Überbrückungshilfe III im Überblick:
•  „November­  und  Dezember­Fenster“  in  der  Über­
brückungshilfe: Erweiterung des Zugangs zu den Über­
brückungshilfen  für  die  Monate  November  bzw. 
Dezember  2020  auch  für  Unternehmen,  die  im  Ver­
gleich  zum  jeweiligen  Vorjahresmonat  einen  Um­
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Ein aufregendes und außerordentliches Jahr neigt sich
langsam dem Ende zu. Die eigentlich besinnliche
Vorweihnachtszeit wird von erneuten, corona-bedingten
Einschränkungen bestimmt und mit weiteren Hilfen wird
versucht, die Unternehmen sowie die Wirtschaft am Laufen
zu halten.
Dennoch stehen Themen wie die Förderung der E-Mobilität
sowie verbraucherfreundliche Tipps weiterhin im Fokus.

Wir wünschen Ihnen und Ihren Familien einen guten Start
in ein erfolgreiches neues Jahr 2021 und bleiben Sie
gesund!
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satzeinbruch von mindestens 40 % erlitten haben und 
keinen  Zugang  zur  Novemberhilfe  und/oder  Dezem­
berhilfe hatten. Im Übrigen bleibt es bei der Zugangs­
schwelle  von  50  %  Umsatzrückgang  für  zwei  auf­ 
einanderfolgende Monate bzw. 30 % seit April 2020.

• Erhöhung des Förderhöchstbetrags pro Monat von bis­
her 50.000 EUR auf 200.000 EUR und Ausweitung der 
Antragsberechtigung durch den Wegfall der Beschrän­
kung  auf  kleine  und mittlere  Unternehmen.  Nunmehr 
sind alle Unternehmen bis maximal 500 Millionen EUR 
Jahresumsatz in Deutschland antragsberechtigt.

• Die Situation von Soloselbstständigen wird besonders 
berücksichtigt.  Da  sie  meist  nur  geringe  Fixkosten 
nach  dem Kostenkatalog  – wie Mieten  oder  Leasing­
kosten – nachweisen können und daher von der Über­
brückungshilfe  bisher  wenig  profitierten,  können  sie 
alternativ zum Einzelnachweis der Fixkosten künftig ei­
ne  einmalige  Betriebskostenpauschale  in  Höhe  von 
25 % des Vergleichsumsatzes in Ansatz bringen – die 
„Neustarthilfe“.  So  erhalten  sie  einen  einmaligen  Be­
trag von bis zu 5.000 EUR als Zuschuss.

•  Der  Katalog  erstattungsfähiger  Kosten  wird  erweitert 
um  bauliche  Modernisierungs­,  Renovierungs­  oder 
Umbaumaßnahmen  für  Hygienemaßnahmen  bis  zu 
20.000  EUR. Außerdem  sind  Marketing­  und Werbe­
kosten  maximal  in  Höhe  der  entsprechenden Ausga­
ben im Jahre 2019 förderfähig.

• Abschreibungen  von Wirtschaftsgütern werden  bis  zu 
50 % als förderfähige Kosten anerkannt. So kann etwa 
ein Schausteller, der ein Karussell gekauft hat und per 
Kredit  oder  aus  dem  Eigenkapital  finanziert  hat,  die 
Hälfte der monatlichen Abschreibung als Kosten in An­
satz bringen.

•  Die  branchenspezifische  Fixkostenregelung  für  die 
Reisebranche wird erweitert. Das Ausbleiben oder die 
Rückzahlung  von  Provisionen  von  Reisebüros  bzw. 
vergleichbaren Margen von Reiseveranstaltern wegen 
Corona­bedingter Stornierungen und Absagen bleiben 
förderfähig.  Die  vorherige  Begrenzung  auf  Pauschal­
reisen wird  aufgehoben. Auch  kurzfristige Buchungen 
werden  berücksichtigt. Außerdem  sind  für  die  Reise­
wirtschaft zusätzlich zu der Förderung von Provisionen 
oder Margen im ersten Halbjahr 2021 auch externe so­
wie  durch  eine  erhöhte Personalkostenpauschale  ab­
gebildete  interne Ausfallkosten  für den Zeitraum März 
bis Dezember 2020 förderfähig.

•  Unternehmen  der  Veranstaltungs­  und  Kulturbranche 
können für den Zeitraum März bis Dezember 2020 in­ 
und externe Ausfallkosten geltend machen. 

•  Mit  einem  Sonderfonds  für  die  Kulturbranche  sollen 
unter  anderem  Bonuszahlungen  für  Kulturveranstal­
tungen ermöglicht und das Risiko von Veranstaltungs­
planungen  in  der  Pandemie  abgefedert  werden.  Zu 
den Details laufen derzeit noch die Arbeiten.

•  Soloselbstständige  sind  künftig  bis  zu  einem  Betrag 
von  5.000  EUR  unter  besonderen  Identifizierungs­
pflichten direkt antragsberechtigt.

Quelle: Gemeinsame PM BMF und BMWi

Zuschuss für eigene Ladestation
Laden muss überall  und  jederzeit möglich sein. Deshalb 
startete  am  24.  November  2020  die  Förderung  privater 
Ladestationen für Elektroautos an Wohngebäuden. 

Wer wird gefördert?
Antragsberechtigt  sind  private  Eigentümer, Wohnungsei­
gentümergemeinschaften, Mieter und Vermieter wie zum 
Beispiel Privatpersonen, Unternehmen, Wohnungsgenos­
senschaften.

Was wird gefördert?
Gefördert werden der Erwerb und die Errichtung einer fa­
brikneuen,  nicht  öffentlich  zugänglichen  Ladestation  an 
Stellplätzen von bestehenden Wohngebäuden, wenn un­
ter  anderem  die  Ladestation  über  eine  Normalladeleis­
tung  von  11  Kilowatt  verfügt,  der  Strom  zu  100  %  aus 
erneuerbaren Energien kommt und die Ladestation intelli­
gent und steuerbar ist.

Wie wird gefördert?
Die Förderung erfolgt durch einen Investitionszuschuss in 
Pauschalhöhe von 900 EUR pro Ladepunkt, der vor Be­
ginn des Vorhabens bei der KfW beantragt werden muss. 
Die Auszahlung  erfolgt  nach Abschluss  der  Maßnahme. 
Ausführliche  Informationen  zur  Förderung  und  zum An­
tragsverfahren finden Sie bei der KfW.

Die  Förderung  von  Wallboxen  ist  Teil  des  Masterplans 
Ladeinfrastruktur,  den  die  Bundesregierung  am  18.  No­
vember 2019 beschlossen hat. Ziel ist es, den Aufbau von 
Ladeinfrastruktur  voranzutreiben  und  damit  ein wesentli­
ches Ziel des Klimaschutzprogramms 2030 umzusetzen.

Quelle: Bundesregierung

EINKOMMENSTEUER  UND  PERSÖNLICHE 
VORSORGE

Keine Steuerermäßigung für die 
Reinigung einer öffentlichen Straße und 
für Arbeiten in der Werkstatt
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit einem Urteil entschie­
den, dass die Reinigung der Fahrbahn einer öffentlichen 
Straße nicht als haushaltsnahe Dienstleistung und Hand­
werkerleistungen, die in einer Werkstatt erbracht werden, 
nicht nach § 35a EStG begünstigt sind.

Die Klägerin hatte die Ermäßigung der tariflichen Einkom­
mensteuer  nach  §  35a  EStG  bei Aufwendungen  für  die 
Straßenreinigung als haushaltsnahe Dienstleistungen so­
wie  für Tischlerarbeiten  als  Handwerkerleistungen  bean­
tragt. Die Straßenreinigung wurde von der Kommune als 
öffentliche  Aufgabe  für  die  Anlieger  durchgeführt.  Die 
Kosten hierfür hatten die Anlieger anteilig zu  tragen. Ge­
genstand  der  Tischlerarbeiten  war  die  Reparatur  eines 
Hoftores,  welches  ausgebaut,  in  der Tischlerwerkstatt  in 
Stand gesetzt  und anschließend wieder auf dem Grund­
stück der Klägerin eingebaut worden war.
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Anders  als  zuvor  das  Finanzgericht,  bestätigte  der  BFH 
die  ablehnende  Rechtsauffassung  des  Finanzamts.  Die 
Tarifermäßigung  für  haushaltsnahe Dienstleistungen  und 
ebenso für Handwerkerleistungen setze voraus, dass die­
se  im  Haushalt  des  Steuerpflichtigen  ausgeübt  oder  er­
bracht  werden.  Eine  haushaltsnahe  Dienstleistung 
erfordere  eine Tätigkeit,  die  üblicherweise  von  Familien­
mitgliedern erbracht, in unmittelbarem räumlichen Zusam­
menhang  zum  Haushalt  durchgeführt  werde  und  dem 
Haushalt  diene.  Dies  sei,  entsprechend  der  bisherigen 
Rechtsprechung, für die Reinigung eines Gehweges noch 
zu  bejahen.  Die  Reinigung  der  Fahrbahn  einer  Straße 
könne aber nicht mehr als hauswirtschaftliche Verrichtung 
angesehen  werden,  die  den  geforderten  engen  Haus­
haltsbezug aufweise.

Quelle: BFH, Urteil VI R 4/18

Merkblatt zur Steuerklassenwahl 
Das zwischen dem Bundesministerium  für Finanzen und 
den  obersten  Finanzbehörden  der  Länder  abgestimmte 
“Merkblatt  zur  Steuerklassenwahl  für  das  Jahr  2021  bei 
Ehegatten  oder  Lebenspartnern,  die  beide Arbeitnehmer 
sind”  erleichtert  die  Steuerklassenwahl  und  gibt  weitere 
Hinweise (u. a. zum Faktorverfahren).                          
Zum Merkblatt: https://tinyurl.com/y5afpsgl

Quelle: BMF

BAUHERREN UND VERMIETER

Förderung der E­Mobilität
Nach fast 70 Jahren wird das WEG erstmalig umfassend 
reformiert. Am  1.  Dezember  2020  sind  die  Regelungen 
zur  Modernisierung  des  Wohnungseigentumsgesetzes 
(WeMoG) mit folgenden Eckpunkten in Kraft getreten:

•  Jede/r  Wohnungseigentümer*in  erhält  im  Grundsatz 
einen Anspruch  darauf,  dass  ihr  bzw.  ihm auf  eigene 
Kosten der Einbau einer Lademöglichkeit für ein Elek­
trofahrzeug,  der  barrierefreie  Umbau  sowie  Maßnah­
men  des  Einbruchsschutzes  und  zum  Glasfaser­ 
anschluss gestattet werden.

• Die Beschlussfassung über bauliche, nachhaltige Ver­
änderungen der Wohnanlage wird vereinfacht. 

•  Die  Organisation  der  Verwaltung  wird  effizienter  und 
der Verwaltungsbeirat als Kontrollorgan gestärkt.

•  Die  Qualität  der  Verwaltung  wird  erhöht,  indem  den 
Wohnungseigentümer(n)*innen  die  Möglichkeit  geben 

wird, die Verwaltung einem zertifizierten,  von der  IHK 
geprüften Verwalter zu übertragen.

• Die Online­Teilnahme an Versammlungen ist möglich.

•  Das Streitpotential  in  der Gemeinschaft  soll  reduziert 
werden,  indem  streitträchtige  Vorschriften  klarer  ge­
fasst werden. Lässt sich ein Streit nicht vermeiden, soll 
eine  Änderung  der  gerichtlichen  Verfahrensvorschrif­
ten eine effiziente Streitbeilegung fördern.

Quelle: PM BMJV

FÜR HEILBERUFE

Gleiche Preise in Apotheken
Der Bundesrat hat das vom Bundestag beschlossene Ge­
setz  zur  Stärkung  der  Vor­Ort­Apotheken  gebilligt.  Ziele 
des Gesetzes sind es, die  flächendeckende Arzneimittel­
versorgung der Bevölkerung durch Vor­Ort­Apotheken zu 
stärken, solche Apotheken gezielt zu fördern und  in  ihrer 
Funktion  für  die  qualifizierte  Arzneimittelversorgung  zu 
unterstützen.

Das  Gesetz  sieht  vor,  dass  für  gesetzlich  Versicherte 
künftig der gleiche Preis für verschreibungspflichtige Arz­
neimittel  gilt  –  unabhängig  davon,  ob  sie  bei  einer  Vor­
Ort­Apotheke  oder  einer  EU­Versandapotheke  kaufen. 
Versandapotheken  dürfen  gesetzlich  Versicherten  dann 
keine  Rabatte  mehr  auf  rezeptpflichtige Arzneimittel  ge­
ben.

Der Deutsche Apothekerverband und der Spitzenverband 
der gesetzlichen Krankenversicherung können neue phar­
mazeutische  Dienstleistungen  vereinbaren,  um  die  Ver­
sorgung der Patient*innen zu verbessern. Hierfür werden 
durch eine Änderung der Arzneimittelpreisverordnung er­
hebliche Mittel zur Verfügung gestellt.

Wenn Apotheken verschreibungspflichtige Arzneimittel an 
gesetzlich Versicherte  per Botendienst  ausliefern,  dürfen 
sie  dauerhaft  einen  zusätzlichen  Betrag  in  Höhe  von 
2,50 EUR je Lieferort und Tag erheben.

Der  Europäische  Gerichtshof  hatte  2016  entschieden, 
dass die Preisbindung bei  verschreibungspflichtigen Arz­
neien in Deutschland für ausländische Internet­Apotheken 
gegen den  freien Warenverkehr  verstößt. Das  neue Ge­
setz  erreicht  einheitliche  Preise  dadurch,  dass  es  die 
Rechtswirkung des Rahmenvertrages über die Arzneimit­
telversorgung – auch für EU­Versandapotheken – als Vor­
aussetzung  dafür  vorsieht,  an  gesetzlich  Versicherte 
Medikamente  abgeben  und  mit  den  Krankenkassen  ab­
rechnen  zu  können. Apotheken,  für  die  der Rahmenver­
trag gilt, werden verpflichtet, bei der Abgabe verordneter 
Arzneimittel an gesetzlich Versicherte im Wege der Sach­
leistung  den  einheitlichen Apothekenabgabepreis  einzu­
halten und Versicherten  in der GKV keine Zuwendungen 
zu gewähren.

Nach Unterzeichnung wird das Gesetz im Bundesgesetz­
blatt veröffentlicht und kann dann am Folgetag zu großen 
Teilen  in  Kraft  treten. Die Regelung  über  den  Zusatzbe­
trag  für  die  Auslieferung  per  Botendienst  wird  erst  am 
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der  Kundeninformation  erreicht  werden  kann.  Bereits  im 
Februar  2020 hatte  sie  die Banken aufgefordert,  auf  die 
betroffenen  langjährigen  Kunden  zuzugehen  und  ihnen 
eine Lösung anzubieten.

Prämiensparverträge
Ein Prämiensparvertrag  ist eine  langfristige Sparform mit 
variabler  Verzinsung  und  gleichbleibender  Sparleistung. 
Kunden  erhalten  zusätzlich  zum  Zins  eine  Prämie,  die 
meist nach der Vertragslaufzeit gestaffelt ist. Viele Kredit­
institute  verwendeten  in  ihren Allgemeinen Geschäftsbe­
dingungen  (AGB)  Zinsanpassungsklauseln,  die  ihnen 
einräumten, über Änderungen der vertraglich vorgesehe­
nen  Verzinsung  mit  unbegrenzt  einseitigen  Ermessens­
spielräumen  zu  entscheiden.  Diese  Praxis  erklärte  der 
BGH 2004 für unwirksam und äußerte sich auch in späte­
ren Entscheidungen in 2010 und 2017 zu den Anforderun­
gen  an  solche  Klauseln.  Dennoch  bestehen  weiterhin 
Unsicherheiten, wie Kreditinstitute mit den Anforderungen 
der  BGH­Rechtsprechung  umzugehen  haben.  Hinweise 
dazu  liefert  ein  Urteil,  welches  das  Oberlandesgericht 
(OLG) Dresden im April 2020 auf die Musterfeststellungs­
klage der Verbraucherzentrale Sachsen getroffen hat. Es 
stellt etwa klar, dass die Verzinsung sich an einem ange­
messenen,  langfristigen,  öffentlich  zugänglichen  Refe­
renzzinssatz orientieren muss und monatlich anzupassen 
ist. Als angemessen sieht das OLG Dresden beispielswei­
se die 9­ bis 10­jährige Zeitreihe der Deutschen Bundes­
bank  WX  4260  (damalige  Bezeichnung)  an.  Die 
Entscheidung ist bislang nicht rechtskräftig; es wurde Re­
vision  beim BGH eingelegt. Weitere Musterfeststellungs­
klagen sind anhängig.

Quelle: PM BaFin

AKTUELLE STEUERTERMINE
Lohnsteuer, Umsatzsteuer (M, Vj)
11.01.2021 (14.01.2021)*

Fälligkeit der Beiträge zur Sozialversicherung:
25.01.2021 (Beitragsnachweis)
27.01.2021 (Beitragszahlung)

Zur Wahrung der Frist muss der Beitragsnachweis am 
Vortag bis spätestens 24.00 Uhr eingereicht sein.

* Ende der Schonfrist bei Zahlung durch Überweisung in 
Klammern. 

WICHTIGER HINWEIS
Gesetze und Rechtsprechung ändern sich fortlaufend. Nutzen Sie deshalb 

unsere Briefe zur  Information. Bitte denken Sie aber daran, dass Sie vor 

Ihren  Entscheidungen  grundsätzlich  unsere  Beratung  in Anspruch  neh­

men, weil wir sonst keine Verantwortung übernehmen können.

1. Januar 2021 in Kraft treten, eine Änderung der Arznei­
mittelpreisverordnung zur Erhebung eines Zuschlags von 
20 Cent  zur Finanzierung  zusätzlicher  pharmazeutischer 
Dienstleistungen  ein  Jahr  nach  Inkrafttretens  des  über­
wiegenden Teils des Gesetzes.

Quelle: Bundesrat

LESEZEICHEN

Neuartige EU­Sammelklagen: Besserer 
Schutz für Verbraucher in Europa
Ein  vom EU­Parlament  gebilligtes  neues Gesetz  ermög­
licht es Verbrauchergruppen,  ihre Kräfte  zu bündeln und 
Sammelklagen  in  der  EU  anzustrengen.  Weitere 
Erläuterungen finden Sie unter:                                  
https://tinyurl.com/yxocdzd8

FÜR SPARER UND KAPITALANLEGER

BaFin ruft Sparer zu Überprüfung auf
Die  Bundesanstalt  für  Finanzdienstleistungsaufsicht  (Ba­
Fin)  empfiehlt  Verbrauchern,  ihre  Prämiensparverträge 
sorgfältig  zu  überprüfen.  Viele  ältere  Verträge  enthalten 
Zinsanpassungsklauseln, mit denen Kreditinstitute die zu­
gesicherte Verzinsung einseitig abändern könnten. Diese 
Klauseln sind laut Bundesgerichtshof (BGH) seit 2004 un­
wirksam.

„Wichtig  ist,  dass betroffene Sparer  jetzt  selbst  aktiv  auf 
ihre  Institute  zugehen  und  sich  erläutern  lassen, welche 
Klausel ihr Vertrag ganz konkret enthält,“ macht BaFin­Vi­
zepräsidentin  Elisabeth  Roegele  deutlich.  Der  nächste 
Schritt müsse dann sein,  zu prüfen, ob diese  rechtskon­
form sei. Bei Fragen zur Geltendmachung zivilrechtlicher 
Ansprüche oder zur Unterbrechung etwaiger Verjährungs­
fristen  rät  Roegele  zudem,  sich  bei  Bedarf  an  eine Ver­
braucherzentrale  oder  auch  einen  Rechtsanwalt  zu 
wenden. Betroffen seien insbesondere langfristig variabel 
verzinste Sparverträge aus 2004 und  früher. Ein Runder 
Tisch,  den  die  BaFin  zum  Thema  Prämiensparen  Ende 
November  2020  unter  anderem  mit  den  Verbänden  der 
Kreditwirtschaft  und  Verbraucherschutzorganisationen 
einberufen hatte, habe  leider keine kundengerechten Lö­
sungen  gebracht.  Neben  ihrem  Verbraucheraufruf  prüfe 
die  Finanzaufsicht  deshalb  jetzt  auch  konkrete  verwal­
tungsrechtliche Optionen, mit denen das Ziel ausreichen­
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